
Information zur Verarbeitung Ihrer Daten im Standesamt 

Das Standesamt erfasst Ihre Personenstandsdaten (u. a. Name, Geburtsdatum, 

Abstammung) in Registern und Akten. Auf dieser Grundlage werden Urkunden und 

Bescheinigungen ausgestellt sowie Auskünfte erteilt. Darüber hinaus werden Ihre 

Daten verarbeitet, soweit das für den Austritt aus einer Kirche, Religionsgemein-

schaft oder weltanschaulichen Gemeinschaft erforderlich ist.  

 

1. Verantwortlicher für die Datenverarbeitung: 

Bürgermeister der Hansestadt Uelzen 

Herzogenplatz 2 

29525 Uelzen 

0581/800-0 

info@stadt.uelzen.de 

 

2. Beauftragte oder Beauftragter für den Datenschutz: 

 

 

 

 

 

 

3. Zwecke und Rechtsgrundlage der Verarbeitung personenbezogener Daten  

Die Rechtsgrundlagen für die Verarbeitungstätigkeiten ergeben sich aus dem Perso-

nenstandsgesetz, der Personenstandsverordnung, ggf. entsprechenden internationa-

len Regelungen sowie aus §§ 2, 5 Abs. 3 Kirchenaustrittsgesetz, der Datenschutz-

Grundverordnung und dem Niedersächsischen Datenschutzgesetz. 

 

4. Kategorien von Empfängern von personenbezogenen Daten  

Herausgegeben werden dürfen die Daten der Standesämter an andere inländische 

und ausländische Standesämter, andere Personen, sonstige Behörden, Gerichte, 

ggf. Religionsgemeinschaften und konsularischen Vertretungen anderer Länder nur, 

wenn dies gesetzlich erlaubt ist. 

 

5. Dauer der Speicherung 

Die in Registern erfassten Daten sind dauerhaft aufzubewahren. Sie sind zusam-

men mit den in den zugehörigen Akten je nach Art des personenstandsrechtlichen 

Vorgangs nach 30, 80 oder 110 Jahren dem Archiv zur Übernahme anzubieten. Kir-

Datenschutzbeauftragte für die Hansestadt Uelzen
IT-Verbund Uelzen
Taubenstraße 4, 29525 Uelzen
0581/973824-4204
sonja.klatte@it-verbund-uelzen.de



2 

 

chenaustritte werden dauerhaft aufbewahrt und können anschließend vom Archiv 

übernommen werden. 

 

6. Betroffenenrechte  

Jede von einer Datenverarbeitung betroffene Person hat nach der Datenschutz-

Grundverordnung (DS-GVO) insbesondere folgende Rechte: 

a) Auskunftsrecht über die zu ihrer Person gespeicherten Daten und deren Ver-

arbeitung (Artikel 15 DS-GVO). 

b) Recht auf Datenberichtigung, sofern ihre Daten unrichtig oder unvollständig 

sein sollten (Artikel 16 DS-GVO). 

c) Recht auf Löschung der zu ihrer Person gespeicherten Daten, sofern eine der 

Voraussetzungen von Artikel 17 DS-GVO zutrifft. 

Das Recht zur Löschung personenbezogener Daten besteht ergänzend zu 

den in Artikel 17 Abs. 3 DS-GVO genannten Ausnahmen nicht, wenn eine Lö-

schung wegen der besonderen Art der Speicherung nicht oder nur mit unver-

hältnismäßig hohem Aufwand möglich ist. In diesen Fällen tritt an die Stelle 

einer Löschung die Einschränkung der Verarbeitung gemäß Artikel 18 DS-

GVO. 

d) Recht auf Einschränkung der Datenverarbeitung, sofern die Daten unrecht-

mäßig verarbeitet wurden, die Daten zur Geltendmachung, Ausübung oder 

Verteidigung von Rechtsansprüchen der betroffenen Person benötigt werden 

oder bei einem Widerspruch noch nicht feststeht, ob die Interessen der Mel-

debehörde gegenüber denen  der betroffenen Person überwiegen (Artikel 18 

Abs. 1 lit. b, c und d DS-GVO). 

Wird die Richtigkeit der personenbezogenen Daten bestritten, besteht das 

Recht auf Einschränkung der Verarbeitung für die Dauer der Richtigkeitsprü-

fung.  

e) Widerspruchsrecht gegen bestimmte Datenverarbeitungen, sofern an der Ver-

arbeitung kein zwingendes öffentliches Interesse besteht, das die Interessen 

der betroffenen Person überwiegt, und keine Rechtsvorschrift zur Verarbei-

tung verpflichtet (Artikel 21 DS-GVO). 

 

7. Widerrufsrecht bei Einwilligungen  

Die Übermittlung personenbezogener Daten für Zwecke der Werbung oder des 

Adresshandels ist nur zulässig, wenn die betroffene Person eingewilligt hat (Artikel 6 

Abs. 1 lit. a DS-GVO). Die Einwilligung kann nach Artikel 7 Abs. 3 DS-GVO jederzeit 

gegenüber der Stelle widerrufen werden, gegenüber der die Einwilligung zuvor erteilt 

wurde. 
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8. Beschwerderecht 

Jede betroffene Person hat das Recht auf Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde  

(Die Landesbeauftragte für den Datenschutz Niedersachsen, Prinzenstraße 5, 30159 

Hannover, Telefon: +49 511 120-4500,  E-Mail: poststelle@lfd.niedersachsen.de), 

wenn sie der Ansicht ist, dass ihre personenbezogenen Daten rechtswidrig verarbei-

tet werden. 


